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Erläuterungen des Obersten Volksgerichtes 
zu einigen Fragen über die Anwendung des 

„Verwaltungsprozessgesetzes der Volksrepublik China“

Die „Erläuterungen des Obersten Volksgerichts zu einigen Fragen 
über die Anwendung des ‚Verwaltungsprozessgesetzes der Volksrepu-
blik China‘“, die auf der 1.648. Sitzung des Rechtsprechungsausschus-
ses des Obersten Volksgerichts am 20.4.2015 verabschiedet worden 

-
wendet. 1

Oberstes Volksgericht 
22. April 2014

Erläuterungen des Obersten Volksgerichtes 
zu einigen Fragen über die Anwendung des 

„Verwaltungsprozessgesetzes der Volksrepublik China“

(Verabschiedet auf der 1.648. Sitzung des Rechtsprechungsaus-
schusses des Obersten Volksgerichts am 20.4.2015)

Zur korrekten Anwendung des auf dem 12. Nationalen Volkskon-
gresses auf seiner 11. Sitzung revidierten „Verwaltungsprozessgesetzes 
der Volksrepublik China“ werden im Lichte der Praxis der Rechtspre-
chung der Volksgerichte zunächst Anwendungsprobleme entspre-
chender Paragraphen wie folgt erläutert:

-
Volksgerichtehaben bei Fällen, 

die den Anforderungen einerKlageerhebung entsprechen, Klagen an-
zunehmen und gemäß dem Recht die Ausübung der Klagerechte der 
Parteien zu gewährleisten.

Erheben die Parteien gemäß dem Recht Klage, haben die Volksge-
richte gemäß § 51 Verwaltungsprozessgesetz stets die Klageschrift an-
zunehmen. Kann beurteilt werden, ob den Anforderungen einer Klage-
erhebung entsprochen wurde, hat es unmittelbar eine Klageannahme 
zu registrieren. Kann nicht unmittelbar beurteilt werden, ob den An-
forderungen einer Klageerhebung entsprochen wurde, ist sieben Tage 
nach der Annahme der Klageschrift zu entscheiden, ob die Klage an-
genommen wird.Kann innerhalb von sieben Tagen immer noch keine 

1 Quelle: Amtsblatt des Obersten Volksgerichtes (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݀), Nr. 8, 2015, S. 5–8.
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Sind Inhalt oder Anlagen einer Klageschrift lückenhaft, hat das 
Volksgericht die Partei einmalig umfassend über notwendige Korrek-
turen und zu ergänzende Anlagensowie die Frist in Kenntnis zu setzen. 
Erfolgt innerhalb der festgesetzten Frist gemäß den Klageanforderun-
gen eine Korrektur, ist eine Klageannahme zu registrieren. Lehnt die 
Partei die Korrekturen ab oder wird auch noch nach denKorrekturen 
nicht den Anforderungen der Klageerhebung entsprochen, ergeht Be-
schluss, die Klage nicht anzunehmen und der Beschluss hat ausdrück-
lich die Gründe für die Nichtannahme zu nennen.

Wollen sich die Parteien dem Beschluss, dass die Klage nicht ange-
nommen wird, nicht unterwerfen, können sie Berufung einlegen.

 „Es gibt ein kon-
kretes Klagebegehren“ in § 49 Nr. 3 Verwaltungsprozessgesetz bedeu-
tet:

(1) Begehren eines Urteils, ein Verwaltungshandeln aufzuheben 

(2) Begehren einer VerurteilungeinerVerwaltungsbehörde zur Er-
-

(3) Begehren eines UrteilszurFeststellung der Widerrechtlichkeit 

(4) Begehren eines Urteils zurFeststellung der Unwirksamkeit des 

(5) Begehren einer Verurteilung einerVerwaltungsbehörde zur Ge-

(6) Begehren eines Urteils zur Beilegung eines Streits über eine Ver-

auch Normativdokumente unterhalb der Ebene der Verwaltungsvor-

(9) andere Klagebegehren.

Gelingt einer Partei keine korrekte Darstellung des Klagebegeh-
rens, hat das Volksgericht eine Aufklärung vorzunehmen.

§ 3 [Zurückweisung einer bereits angenommenen Klage] Bei ei-
nem der unten aufgeführten Umstände ist die Zurückweisung der Kla-
ge zu beschließen, wenn sie bereits angenommen wurde:

(2) wenn die gesetzlich bestimmte Frist verstrichen ist und hierfür 

(3) wenn eine Beklagte fälschlicherweise aufgeführt ist, und eine 

(4) wenn ein gesetzlicher Vertreter, ein bestimmter Vertreter oderei-
ne VertretungspersonProzesshandlungen vorgenommen hat, die nicht 
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(5) wenn nicht gemäß den Vorschriften der Gesetze oder Verwal-
tungsrechtsbestimmungen zunächst Widerspruch bei der Verwal-

(7) wenn, nachdem die Klage zurückgezogen wurde, ungerechtfer-

(8) wenn das Verwaltungshandeln die jeweiligen legalen Rechte 

(9) wenn der Prozessgegenstand bereits durch eine wirksame Ent-

(10) wenn anderen Rechtsvorschriften der Klageerhebung nicht 
entsprochen wird.

Wenn ein Volksgericht nach einer Durchsicht der Fallakten, Unter-
suchung und Befragung der Parteien zu der Ansicht kommt, dass eine 
Behandlung in Sitzungen nicht notwendig ist, kann es beschließen, die 
Klage zurückzuweisen.

 Erheben Bürger, ju-
ristische Personen und andere Organisationen gemäß § 47 Absatz 1 
Verwaltungsprozess-gesetz gegen eine Verwaltungsbehörde Klage, die 

sie dies innerhalb von sechs Monaten seit Ablauf der Erfüllungsfrist 
der Verwaltungsbehörde vorzunehmen.

 „Der Ver-
antwortliche einer Verwaltungsbehörde“ gemäß § 3 Absatz 3 Verwal-
tungsprozessgesetz umfasst die im Hauptamt und im Nebenamt täti-
gen Verantwortlichen der Behörde. Der Verantwortliche einer Behörde 

-
ter beauftragen. 

-
erhaltung des ursprünglichen Verwaltungshandelns erkannt“; De-

Verwaltungshandeln“] „Die Widerspruchsbehörde hat auf Aufrecht-
erhaltung des ursprünglichen Verwaltungshandelns erkannt“ gemäß § 
26 Absatz 2 Verwaltungsprozessgesetz schließt die Umstände ein, dass 
die Widerspruchsbehörde den Antrag auf Widerspruch oder Wider-
spruchsbegehren zurückweist, es sei denn, die Zurückweisung erfolgt, 
weil der Antrag auf Widerspruch nicht den Annahmebedingungen 
entspricht.

„Die Widerspruchsbehörde ändert das ursprüngliche Verwaltungs-
handeln“ gemäß § 26 Absatz 2 des Verwaltungsprozessgesetzes bedeu-
tet, dass die Widerspruchsbehörde das Ergebnis des ursprünglichen 
Verwaltungshandelns geändert hat.

§ 7 [Beklagte] Beschließt die Widerspruchsbehörde, das ursprüng-
licheVerwaltungshandelnaufrechtzuerhalten, so sind die Verwaltungs-
behörde, die das ursprüngliche Verwaltungshandeln erlassen hat, und 
die Widerspruchsbehörde gemeinsame Beklagte. Erhebt der Kläger 
nur gegen die Verwaltungsbehörde, die das ursprüngliche Verwal-
tungshandeln erlassen hat, oder gegen die Widerspruchsbehörde Kla-
ge, hat das Volksgericht dem Kläger mitzuteilen, dass eine Beklagte 
hinzugefügt wurde. Ist der Kläger mit der Ergänzung nicht einverstan-
den, hat das Volksgericht die andere Behörde als gemeinsame Beklagte 
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§ 8 [Bestimmung der Zuständigkeitsstufe der Gerichte] Sind die 
Verwaltungsbehörde, die das ursprüngliche Verwaltungshandeln er-
lassen hat, und die Widerspruchsbehörde gemeinsame Beklagte, so 
wird die Zuständigkeitsstufe des Falles anhand der Verwaltungsbehör-
de, die das ursprüngliche Verwaltungshandeln erlassen hat, bestimmt.

§ 9 [Rechtmäßigkeitsprüfung durch Gericht; Beweislast der Be-
hörden] Beschließt die Widerspruchsbehörde, das ursprüngliche Ver-
waltungshandeln aufrecht zu erhalten, haben die Volksgerichte bei der 
Untersuchung der Rechtmäßigkeit auch die Rechtmäßigkeit des Wi-
derspruchsverfahrens zu untersuchen.

Die Verwaltungsbehörde, die das ursprüngliche Verwaltungshan-
deln erlassen hat, und die Widerspruchsbehörde tragen gemeinsam 
die Beweislast bezüglich der Rechtmäßigkeit des ursprünglichen Ver-

-
serbringung durchführen lassen. Die Widerspruchsbehörde trägt die 
Beweislast bezüglich der Rechtmäßigkeit des Widerspruchsverfahrens. 

§ 10 [Urteilsumfang; Urteil bei Aufhebung der Entscheidungen 
beider Behörden; Urteil bei Verletzung der Amts- und Leistungs-

Schadensersatz] Urteilt ein Volksgericht über das ursprünglich erlas-
sene Verwaltungshandeln, hat es auch über die Entscheidung der Wi-
derspruchsbehörde zu urteilen.

Entscheidet das Volksgericht, das ursprüngliche Verwaltungshan-
deln und die Entscheidung der Widerspruchsbehörde aufzuheben, 
kann es entscheiden, dass die Verwaltungsbehörde, die das ursprüng-
liche Verwaltungshandeln erlassen hat, erneut ein Verwaltungshan-
deln erlässt.

Entscheidet das Volksgericht über die Erfüllung der gesetzlichen 

ursprüngliche Verwaltungshandeln erlassen hat, hat es zugleich über 
die Aufhebung der Widerspruchsentscheidung zu entscheiden.

Ist das ursprüngliche Verwaltungshandeln rechtmäßig, verstößt 
-

vorschriften, so ist zu entscheiden, dass die Widerspruchsentscheidung 

gegenüber dem ursprünglichen Verwaltungshandeln zurückgewiesen 
wird.

Wird das ursprüngliche Verwaltungshandeln aufgehoben, für 

verursacht, so hat die Verwaltungsbehörde, die das ursprüngliche 

Wird dem Kläger aufgrund des rechtswidrigen Widerspruchsverfah-
rens ein Schaden zugefügt, so hat die Widerspruchsbehörde die Scha-

 Wenn Verwal-
tungsbehörden zur Verwirklichung von öffentlichen Interessen oder 

Bürgern, juristischen Personen oder anderen Organisationen Vereinba-

Inhalt haben, so zählen diese zu den Verwaltungsvereinbarungen ge-
mäß § 12 Abs. 1 Nr. 11 Verwaltungsprozessgesetz. 
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Erheben Bürger, juristische Personen oder andere Organisationen 
schließlich gegen eine der folgenden Verwaltungsvereinbarungen Kla-
ge, so haben die Volksgerichte diese nach dem Recht anzunehmen: 

(2) Vereinbarungen über die Entschädigungbei einer Enteignung 

(3) andere Verwaltungsvereinbarungen.

§ 12 [Klagefrist bei Verwaltungsvereinbarung] Wenn Bürger, 
juristische Personen oder andere Organisationen Klage gegen eine 
Verwaltungsbehörde erheben, die eine Vereinbarung nicht nach dem 
Recht oder wie festgelegt erfüllt, so sind die Klageverjährungsfristen 
der zivilrechtlichen Regelungen einschlägig. Wenn Klage gegen eine 
Verwaltungsbehörde erhoben wird, die z.B. einseitig die Vereinbarung 
ändert oder beendet, so werden die Bestimmungen des Verwaltungs-
prozessgesetzes und die entsprechenden Justizauslegungen bezüglich 
der Klageverjährungsfristen angewendet. 

§ 13 [Bestimmung der gerichtlichen Zuständigkeit] Bei Fällen von 
Klagen gegen Verwaltungsvereinbarungen werden die Bestimmungen 
des Verwaltungsprozessgesetzes und die entsprechenden Justizausle-
gungen angewendet, um das zuständige Gericht zu bestimmen. 

§ 14 [Gesetzliche Grundlagen des Urteils] In der Überprüfung, ob 
eine Vereinbarung nach dem Recht oder wie festgelegt erfüllt wurde 
oder ob eine einseitige Änderung oder Beendigung der Vereinbarung 
rechtmäßig war, können Volksgerichte neben verwaltungsrechtlichen 
Regelungen zugleich auch zivilrechtliche Regelungen anwenden, die 
den zwingenden Bestimmungen des Verwaltungsrechts und des Ver-
waltungsprozessgesetzes nicht widersprechen.

§ 15 [Urteilsinhalt; Begehren auf Beendigung der Vereinba-
rung durch Kläger; Schadensersatz] Wenn die Ansicht des Klägers, 
dass eine Vereinbarung nicht nach dem Recht oder wie festgelegt er-
füllt wurde oder eine einseitige Änderung oder Beendigung der Ver-
einbarung rechtswidrig war, begründet ist, können Volksgerichte auf 
der Grundlage des Klagebegehrens des Klägers in ihrer Entscheidung 
feststellen, dass die Vereinbarung wirksam ist oder dass die Beklagte 
die Erfüllung der Vereinbarung fortsetzt, und den Inhalt der Erfüllung 
festlegen. Wenn die Fortsetzung der Erfüllung für die Beklagte unmög-
lich ist oder eine Fortsetzung keine praktische Bedeutung mehr hat, so 
wird entschieden, dass die Beklagte angemessene Ausgleichsmaßnah-
men ergreift. Entsteht dem Kläger ein Schaden, so wird entschieden, 
dass die Beklagte Schadensersatz leistet. 

Wenn der Kläger begehrt, dass die Vereinbarung beendet wird oder 
deren Unwirksamkeit festgestellt wird und dies begründet ist, so wird 
entschieden, dass die Vereinbarung beendet ist oder deren Unwirk-
samkeit wird festgestellt. Ferner wird gemäß dem Vertragsrecht und 
entsprechenden Rechtsbestimmungen verfahren. 

Erfolgt eine einseitige Änderung oder Beendigung der Vereinba-
rung durch die Beklagte aus den Erfordernissen des öffentlichen Inte-
resses oder anderer gesetzlich bestimmter Gründe und entsteht dem 
Kläger ein Schaden, so wird entschieden, dass die Beklagte Schadens-
ersatz leistet. 

§ 16 [Prozesskosten] Die Prozesskosten einer Klage gegen eine Ver-
waltungsbehörde, die eine Vereinbarung nicht nach dem Recht oder 
wie festgelegt erfüllt, richten sich nach den Sätzen, die bei zivilrechtli-
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chen Fällen zu zahlen sind. Die Prozesskosten einer Klage gegen eine 
Verwaltungsbehörde, die eine Vereinbarung z.B. einseitigändert oder 
beendet, richten sich nach den Sätzen, die bei verwaltungsrechtlichen-
Fällen zu zahlen sind. 

§ 17 [Klageverbindung; Ausnahme der Klageverbindung] Bürger, 

-
den zivilrechtlichen Streitigkeit gemäß § 61 Verwaltungsprozessgesetz 
begehren, haben dies vor der erstinstanzlichen Verhandlung vorzu-
bringen. Liegen Rechtfertigungsgründe vor, so kann dies auch wäh-
rend der gerichtlichen Untersuchung vorgebracht werden. 

Liegt eine der folgenden Umstände vor, so haben die Volksgerichte 
-

handlung einer zivilrechtlichen Streitigkeit nicht zuzulassen, die Partei 
jedoch darüber in Kenntnis zu setzen, dass ihre Rechte über andere 
Kanäle gemäß dem Recht durchgesetzt werden können. 

(2) wenn Bestimmungen des Zivilprozessrechts zu Sonderzustän-
digkeiten oder in einer Vereinbarung festgelegte Zuständigkeiten dem 

(3) wenn bereits eine Beilegung durch Schiedsspruch beantragt 

(4) bei anderen für eine gemeinsame Behandlung unangemessenen 
zivilrechtlichen Streitigkeiten. 

Gegen die Entscheidung der Nichtzulassung kann einmalig Wider-
spruch eingelegt werden. 

§ 18 [Gesonderte Klageannahme; Ausnahme] Behandeln Volksge-
richte eine entsprechende zivilrechtliche Streitigkeit im Rahmen eines 
Verwaltungsprozesses, so ist die zivilrechtliche Streitigkeit gesondert 
als Klage anzunehmen und wird vom selben Spruchkörper verhandelt. 

In Fällen, bei denen Verwaltungsbehördenein Schiedsurteil in einer 
-

wird, erfolgt keine gesonderte Klageannahme. 

§ 19 [Gesetzliche Grundlage bei Klageverbindung; Ausschluss 
der Rechtmäßigkeitsprüfung; getrennte Behandlung] Behandeln 

zivilrechtliche Streitigkeit, so werden die entsprechenden Bestimmun-
gen der zivilrechtlichen Gesetzesregeln angewendet, es sei denn, dass 
gesetzlich etwas anderes bestimmt wird.

Wenn eine Partei in einer Schlichtung zivilrechtliche Interessen 
verfolgt, so kann die Rechtmäßigkeit der Grundlage des angegriffenen 
Verwaltungshandelns nicht überprüft werden. 

Verwaltungsstreitigkeit und zivilrechtliche Streitigkeit sind ge-
trennt voneinander zu entscheiden. Legt eine Partei nur gegen die 
verwaltungsrechtliche Entscheidung oder nur gegen die zivilrechtli-
che Entscheidung Berufung ein, so erlangt die Entscheidung, gegen 
die keine Berufung eingelegt wurde, nach Ablauf der Berufungsfrist 
Rechtskraft. Das erstinstanzliche Volksgericht hat dem zweitinstanzli-
chen Volksgericht alle Gerichtsakten komplett zu übermitteln, die Be-
handlung wird von den Verwaltungskammern vorgenommen. Wenn 
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das zweitinstanzliche Volksgericht entdeckt, dass die rechtskräftige 
Entscheidung, gegen die keine Berufung eingelegt wurde, Fehler ent-
hält, so ist gemäß dem Verfahren der Urteilsüberprüfung eine Wieder-
aufnahme vorzunehmen.

§ 20 [Überprüfung von Normativdokumenten] Bürger, juristische 
-
-

ten gemäß § 53 Verwaltungsprozessgesetz begehren, haben dies vor 
der erstinstanzlichen Verhandlung vorzubringen. Liegen Rechtferti-
gungsgründe vor, so kann dies auch während der gerichtlichen Unter-
suchung vorgebracht werden. 

§ 21 [Entscheidung über das Normativdokument] Ist ein Nor-
mativdokument rechtswidrig, sodient es dem Volksgericht nicht als 
Grundlage für die Bestimmung der Rechtmäßigkeit eines Verwal-
tungshandelns, was in den Urteilsgründen erläutert wird. Das Volks-
gericht, welches eine rechtskräftige Entscheidung getroffen hat, hat 
dem Organ, welches das Normativdokument erlassen hat, einen Än-
derungsvorschlag zu unterbreiten und kann der Volksregierung auf 
der Ebene des Organs oder der vorgesetzten Verwaltungsbehörde eine 
Kopie zuleiten.

-
ten] Ist das Begehren eines Klägers über die Erfüllung von gesetzlich 

die Beklagte rechtswidrig die Erfüllung oder ist mit einer Entgegnung 
ungerechtfertigterweise in Verzug, so können die Volksgerichte gemäß 
den Bestimmungen des § 72 Verwaltungsprozessgesetz entscheiden, 
dass die Beklagte innerhalb einer bestimmten Frist gemäß dem Recht 

hat. Ist noch eine Untersuchung oder Bewertung durch die Beklagte 
erforderlich, so ist zu entscheiden, dass dies im Lichte des vom Kläger 

 Wenn der Antrag 
eines Klägers, dassz.B. die Beklagte gemäß dem Recht eine Hinterblie-
benen- oder Versehrtenrente, eine Grundsicherung oder Sozialversi-
cherungsleistungen zu gewähren hat, begründet ist, die Beklagte nach 

Rechtfertigungsgrund vorliegt, so können die Volksgerichte gemäß § 
73 Verwaltungsprozessgesetz entscheiden, dass die Beklagte innerhalb 

§ 24 [Frist und Gründe der Wiederaufnahme nach Eintritt der 
Rechtskraft] Beantragt eine Partei bei einem Volksgericht der höheren 
Stufe eine Wiederaufnahme, so hat dies innerhalb von sechs Monaten 
nach dem Eintritt der Rechtskraft des Urteils, des Beschlusses oder der 
Schlichtung zu erfolgen. Liegt einer der folgenden Umstände vor, so 

Kenntnis erlangt wurde oder Kenntniszu erlangen war, zu erfolgen:

(1) Wenn es neue Beweise gibt, die ausreichen, um das ursprüngli-

(2) wenn die Hauptbeweise zur Feststellung der Tatsachen im ur-

(3) wenn die gesetzlich bestimmten Dokumente, auf denen das ur-
sprüngliche Urteil oder der ursprüngliche Beschluss beruht, zurückge-
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(4) wenn ein Richter während der Behandlung des Falles Amtsun-
terschlagung begangen, korrupt oder bestechlich war, betrügerischen 

§ 25 [Gründe für eine Beschwerde oder Empfehlung der Volks-
staatsanwaltschaft] Liegt einer der folgenden Umstände vor, kann 
eine Partei bei der Volksstaatsanwaltschaft Beschwerde einlegen oder 
eine staatsanwaltschaftliche Empfehlung unterbreiten: 

(1) Wenn ein Volksgericht einen Antrag auf Wiederaufnahme zu-

(2) wenn ein Volksgericht nach Ablauf der Frist noch keinen Be-

(3) wenn ein Wiederaufnahmeurteil oder -beschluss offensichtlich 
fehlerhaft ist.

Nachdem ein Volksgericht auf der Grundlage einer Beschwerde 
oder einer staatsanwaltschaftlichen Empfehlung zu einem Wiederauf-
nahmeurteil oder -beschluss gekommen ist und eine Partei eine Wie-
deraufnahme beantragt, so nehmen die Volksgerichte dies nicht an.

§ 26 [Anwendung der Revision vom 1. Mai 2015 entsprechend der 
Behandlungsfristen] Ist eine Klagefrist vor dem 1. Mai 2015 noch nicht 
abgelaufen, so werden die Bestimmungen des Verwaltungsprozessge-
setzes zu Klagefristen nach dessen Revision angewendet.

Auf Behandlungsfristen eines Falles, der vor dem 1. Mai 2015 noch 
-

zessgesetzes zu Behandlungsfristen vor dessen Revision Anwendung. 
Verfahrensangelegenheiten die gemäß dem Verwaltungsprozessgesetz 
vor dessen Revision bereits abgeschlossen wurden, bleiben wirksam. 

Bei Anträgen auf Wiederaufnahme, die sich gegen Urteile, Be-
schlüsse oder Schlichtersprüche bei Verwaltungsentschädigungen 
richten, die vor dem 1. Mai 2015 Rechtskraft erlangt haben, oder bei 
Wiederaufnahmen durch ein Volksgericht im Verfahren zur Überwa-
chung von Entscheidungen werden die Verfahrensbestimmungen an-
gewendet, wie sie das Verwaltungsprozessgesetz nach dessen Revision 
bestimmt.

§ 27 [Subsidiarität der früheren Justizauslegungen] Besteht keine 
Einheit zwischen dieser Auslegung und früheren Justizauslegungen 
des Obersten Volksgerichtes, so gilt diese Auslegung.

Übersetzung und Paragraphenüberschriften in eckigen Klammern: 
Nina Rotermund, Universität Göttingen und Daniel Sprick, Universi-
tät zu Köln
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